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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
(EU) 2015/637 über Koordinierungs- und Kooperationsmaßnahmen zur Erleichterung 
des konsularischen Schutzes von nicht vertretenen Unionsbürgern in Drittländern und 
der Richtlinie (EU) 2019/997 zur Festlegung eines EU-Rückkehrausweises
(COM(2023)0930 – C9-0015/2024 – 2023/0441(CNS))

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren – Anhörung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an den Rat (COM(2023)0930),

– gestützt auf Artikel 23 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, gemäß dem es vom Rat angehört wurde (C9-0015/2024),

– gestützt auf Artikel 82 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
und des Rechtsausschusses,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres (A9-0000/2024),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 293 Absatz 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. fordert den Rat auf, es erneut anzuhören, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission 
und den nationalen Parlamenten zu übermitteln.
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Zur Erhöhung der Rechtssicherheit 
für Konsularbehörden und Bürger sollten 
detailliertere Kriterien festgelegt werden, 
anhand deren leichter beurteilt werden 
kann, ob ein Unionsbürger als nicht 
vertreten anzusehen ist und somit von dem 
Mitgliedstaat, an dessen Konsularbehörden 
er sich gewandt hat, konsularischen Schutz 
erhalten kann. Diese Kriterien sollten 
ausreichend flexibel sein und vor dem 
Hintergrund der örtlichen Gegebenheiten, 
wie z. B. der Reiseeinschränkungen oder 
der Sicherheitslage in dem betreffenden 
Drittland, angewandt werden. In diesem 
Zusammenhang sollten Erreichbarkeit und 
Nähe wichtige Aspekte bleiben.

(4) Zur Erhöhung der Rechtssicherheit 
für Konsularbehörden und Bürger sollten 
detailliertere Kriterien festgelegt werden, 
anhand deren leichter beurteilt werden 
kann, ob ein Unionsbürger als nicht 
vertreten anzusehen ist und somit von dem 
Mitgliedstaat, an dessen Konsularbehörden 
er sich gewandt hat, konsularischen Schutz 
erhalten kann. Diese Kriterien sollten 
ausreichend flexibel sein und vor dem 
Hintergrund der örtlichen Gegebenheiten, 
wie z. B. der Reiseeinschränkungen oder 
der Sicherheitslage in dem betreffenden 
Drittland, angewandt werden. In diesem 
Zusammenhang sollten Erreichbarkeit, 
Nähe und Sicherheit wichtige Aspekte 
bleiben.

Or. en

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Als erstes Kriterium sollten die 
Konsularbehörden berücksichtigen, wie 
schwierig es für einen Bürger ist, 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
die Botschaft oder das Konsulat des 
Mitgliedstaats, dessen Staatsangehörigkeit 
er besitzt, sicher zu erreichen oder von 
dieser bzw. diesem erreicht zu werden, 
wobei Art und Dringlichkeit der erbetenen 
Hilfe und insbesondere die dem Bürger 
zur Verfügung stehenden finanziellen 
Mittel in Betracht zu ziehen sind. 
Beispielsweise sollte ein Bürger, der 

(5) Als erstes Kriterium sollten die 
Konsularbehörden berücksichtigen, wie 
schwierig es für einen Bürger ist, binnen 
48 Stunden die Botschaft oder das 
Konsulat des Mitgliedstaats, dessen 
Staatsangehörigkeit er besitzt, sicher zu 
erreichen oder von dieser bzw. diesem 
erreicht zu werden. Beispielsweise sollte 
ein Bürger, der aufgrund des Verlusts von 
Reisedokumenten einen EU-
Rückkehrausweis benötigt, als nicht 
vertreten gelten, wenn das Erreichen der 
Botschaft oder des Konsulats des 
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aufgrund des Verlusts von 
Reisedokumenten einen EU-
Rückkehrausweis benötigt, grundsätzlich 
als nicht vertreten gelten, wenn das 
Erreichen der Botschaft oder des Konsulats 
des Mitgliedstaats, dessen 
Staatsangehörigkeit er besitzt, eine 
Übernachtung oder Flugreise erfordern 
würde, da von ihm nicht erwartet werden 
kann, unter solchen Umständen zu reisen.

Mitgliedstaats, dessen Staatsangehörigkeit 
er besitzt, eine Übernachtung oder 
Flugreise erfordern würde, da von ihm 
nicht erwartet werden kann, unter solchen 
Umständen zu reisen.

Or. en

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 (30a) Die Mitgliedstaaten sollten dafür 
sorgen, dass die Bürger leichten Zugang 
zu aktuellen Informationen über den 
konsularischen Schutz haben. In diesem 
Zusammenhang sollten die Unionsbürger 
unverzüglich über ihre Rechte und die 
Verfahren für die Wahrnehmung dieser 
Rechte in Drittländern informiert werden, 
insbesondere in Krisensituationen.

Or. en

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 31

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31) Die Mitgliedstaaten sollten 
zusätzliche Maßnahmen ergreifen, um das 
Bewusstsein der Unionsbürger für ihr 
Recht auf konsularischen Schutz weiter zu 
schärfen, auch unter Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse von Menschen mit 

(31) Die Mitgliedstaaten sollten 
zusätzliche Maßnahmen ergreifen, um das 
Bewusstsein der Unionsbürger für ihr 
Recht auf konsularischen Schutz weiter zu 
schärfen, auch unter Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse von Menschen mit 
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Behinderungen. Angesichts der geringen 
Kosten, die dies für die Mitgliedstaaten mit 
sich bringt, bestünde eine Möglichkeit 
darin, den Wortlaut von Artikel 23 AEUV 
in von den Mitgliedstaaten ausgestellten 
Pässen wiederzugeben, um das 
Bewusstsein der Bürger für das Recht auf 
Schutz durch diplomatische und 
konsularische Behörden zu schärfen, wie 
dies bereits in der Empfehlung 
K(2007) 5841 der Kommission zum 
Ausdruck kommt. Die Mitgliedstaaten 
könnten auch Informationen über das 
Recht nicht vertretener Bürger auf 
konsularischen Schutz in Reisehinweisen 
und Kampagnen im Zusammenhang mit 
konsularischer Hilfe aufnehmen. Sie 
könnten auch mit 
Personenverkehrsdienstleistern und 
Verkehrsknotenpunkten, die Reisen in 
Drittländer anbieten, zusammenarbeiten, 
indem sie sie beispielsweise auffordern, 
relevante Informationen über das Recht auf 
konsularischen Schutz in das 
Kundeninformationsmaterial aufzunehmen.

Behinderungen. Angesichts der geringen 
Kosten, die dies für die Mitgliedstaaten mit 
sich bringt, bestünde eine Möglichkeit 
darin, den Wortlaut von Artikel 23 AEUV 
in von den Mitgliedstaaten ausgestellten 
Pässen wiederzugeben, um das 
Bewusstsein der Bürger für das Recht auf 
Schutz durch diplomatische und 
konsularische Behörden zu schärfen, wie 
dies bereits in der Empfehlung 
K(2007) 5841 der Kommission zum 
Ausdruck kommt. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch Informationen über das Recht 
nicht vertretener Bürger auf konsularischen 
Schutz in Reisehinweisen und Kampagnen 
im Zusammenhang mit konsularischer 
Hilfe aufnehmen. Sie könnten auch mit 
Personenverkehrsdienstleistern und 
Verkehrsknotenpunkten, die Reisen in 
Drittländer anbieten, zusammenarbeiten, 
indem sie sie beispielsweise auffordern, 
relevante Informationen über das Recht auf 
konsularischen Schutz in das 
Kundeninformationsmaterial aufzunehmen.

Or. en

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 41

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(41) Bei der Verarbeitung dieser 
besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten sollten die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten und die Organe und 
Einrichtungen der Union für angemessene 
und gezielte Maßnahmen zur Wahrung der 
Interessen der betroffenen Personen 
sorgen. Dies sollte, soweit möglich, die 
Verschlüsselung dieser personenbezogenen 
Daten und die spezifische Erteilung von 
Zugriffsrechten für Bedienstete umfassen, 
die Zugang zu den genannten Arten 

(41) Bei der Verarbeitung dieser 
besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten sollten die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten und die Organe und 
Einrichtungen der Union für angemessene 
und gezielte Maßnahmen zur Wahrung der 
Interessen und Rechte der betroffenen 
Personen sorgen. Dies sollte, soweit 
möglich, die Verschlüsselung dieser 
personenbezogenen Daten und die 
spezifische Erteilung von Zugriffsrechten 
für Bedienstete umfassen, die Zugang zu 
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besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten haben.

den genannten Arten besonderer 
Kategorien personenbezogener Daten 
haben.

Or. en

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 11 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Delegationen der Union 
unterstützen die Mitgliedstaaten bei der 
Gewährung von konsularischem Schutz für 
nicht vertretene Bürger nach Artikel 5 
Absatz 10 des Beschlusses 2010/427/EU. 
Diese Unterstützung kann die Erfüllung 
konkreter Aufgaben der konsularischen 
Hilfe auf Ersuchen und im Namen von 
Mitgliedstaaten umfassen. Der Hilfe 
leistende Mitgliedstaat und der 
Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit 
der Bürger besitzt, stellen der Delegation 
der Union alle Informationen zur 
Verfügung, die in dem betreffenden Fall 
von Belang sind.

(2) Die Delegationen der Union 
unterstützen die Mitgliedstaaten bei der 
Gewährung von konsularischem Schutz für 
nicht vertretene Bürger nach Artikel 5 
Absatz 10 des Beschlusses 2010/427/EU. 
Diese Unterstützung kann die Erfüllung 
konkreter Aufgaben der konsularischen 
Hilfe auf Ersuchen und im Namen von 
Mitgliedstaaten umfassen. Der Hilfe 
leistende Mitgliedstaat und der 
Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit 
der Bürger besitzt, stellen der Delegation 
der Union unverzüglich alle Informationen 
zur Verfügung, die in dem betreffenden 
Fall von Belang sind.

Or. en

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Die Mitgliedstaaten und die 
Delegationen der Union arbeiten beim 
Einsatz von Frühwarnsystemen 
zusammen, damit potenzielle Krisen oder 
Gefahren wie Naturkatastrophen, 
politische Unruhen oder gesundheitliche 
Notlagen in dem betreffenden Drittland 



PE759.050v01-00 10/14 PR\1296881DE.docx

DE

rechtzeitig erkannt werden können. Im 
Rahmen dieser Systeme werden 
Datenanalysen, Risikobewertungen und 
der Austausch nachrichtendienstlicher 
Erkenntnisse genutzt, um frühzeitige 
Indikatoren für neu auftretende 
Bedrohungen zu liefern und so die 
Wirksamkeit der Krisenvorsorge und -
reaktion zu verbessern.

Or. en

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Mitgliedstaaten geben ihren 
Bürgern im Einklang mit dem nationalen 
Recht die Möglichkeit, mit geeigneten 
Mitteln und Instrumenten ihre Reisen in 
Drittländer oder ihren Aufenthalt in 
Drittländern bei zuständigen nationalen 
Behörden zu registrieren oder diese 
darüber zu informieren.

(4) Die Mitgliedstaaten treffen im 
Einklang mit dem nationalen Recht 
proaktiv Maßnahmen, um dafür zu 
sorgen, dass ihre Bürger mit geeigneten 
Mitteln und Instrumenten ihre Reisen in 
Drittländer oder ihren Aufenthalt in 
Drittländern bei zuständigen nationalen 
Behörden zu registrieren oder diese 
darüber informieren, insbesondere wenn 
die betreffenden Länder nicht als 
vollumfänglich sicher gelten.

Or. en

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Die Mitgliedstaaten tauschen, 
insbesondere im Zusammenhang mit 
Krisensituationen, frühzeitig Informationen 
über Änderungen ihrer Reisehinweise für 
Bürger aus und bemühen sich um ein 

(5) Die Mitgliedstaaten tauschen, 
insbesondere im Zusammenhang mit 
Krisensituationen, frühzeitig Informationen 
über Änderungen ihrer Reisehinweise für 
Bürger aus und bemühen sich um ein 
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kohärentes Niveau der Reisehinweise. kohärentes Niveau der Reisehinweise. Die 
Mitgliedstaaten sollten einander stets 
informieren, wenn sie von erhöhten 
Sicherheitsrisiken Kenntnis erlangen.

Or. en

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13b – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Mindestens einmal jährlich stellen 
die Mitgliedstaaten der Kommission und 
dem Hohen Vertreter der Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik die folgenden 
Informationen zur Verfügung: 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen der 
Kommission und dem Hohen Vertreter der 
Union für Außen- und Sicherheitspolitik 
alle sechs Monate die folgenden 
Informationen zur Verfügung:

a) aktuelle Kontaktlisten für ihre 
konsularischen Netze;

a) aktuelle Kontaktlisten für ihre 
konsularischen Netze;

b) Listen der Drittländer, in denen sie 
von einem anderen Mitgliedstaat vertreten 
werden oder in denen sie einen anderen 
Mitgliedstaat nach Artikel 7 Absatz 2 
ständig vertreten;

b) Listen der Drittländer, in denen sie 
von einem anderen Mitgliedstaat vertreten 
werden oder in denen sie einen anderen 
Mitgliedstaat nach Artikel 7 Absatz 2 
ständig vertreten;

c) nach Artikel 7 Absatz 2 getroffene 
praktische Vereinbarungen;

c) nach Artikel 7 Absatz 2 getroffene 
praktische Vereinbarungen;

d) Zahl der nicht vertretenen Bürger, 
denen im Vorjahr nach Artikel 2 
konsularischer Schutz gewährt wurde, 
aufgeschlüsselt nach Staatsangehörigkeit 
und Drittland;

d) Zahl der nicht vertretenen Bürger, 
denen im Vorjahr nach Artikel 2 
konsularischer Schutz gewährt wurde, 
aufgeschlüsselt nach Staatsangehörigkeit 
und Drittland;

e) Zahl der im Vorjahr nach den 
Artikeln 14 und 15 gestellten und 
eingegangenen Ersuchen um 
Kostenerstattung.

e) Zahl der im Vorjahr nach den 
Artikeln 14 und 15 gestellten und 
eingegangenen Ersuchen um 
Kostenerstattung.

Wenn ein Mitgliedstaat nach Artikel 2 
Absatz 2 beschlossen hat, diese Richtlinie 
auf den konsularischen Schutz 
anzuwenden, der von Honorarkonsuln 
gewährt wird, muss die unter Buchstabe a 
genannte Liste die Honorarkonsuln sowie 
Informationen darüber enthalten, inwieweit 

Wenn ein Mitgliedstaat nach Artikel 2 
Absatz 2 beschlossen hat, diese Richtlinie 
auf den konsularischen Schutz 
anzuwenden, der von Honorarkonsuln 
gewährt wird, muss die unter Buchstabe a 
genannte Liste die Honorarkonsuln sowie 
Informationen darüber enthalten, inwieweit 
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die Honorarkonsuln dafür zuständig sind, 
in einem konkreten Fall Schutz zu 
gewähren, insbesondere darüber, ob sie 
befugt sind, EU-Rückkehrausweise 
auszustellen.

die Honorarkonsuln dafür zuständig sind, 
in einem konkreten Fall Schutz zu 
gewähren, insbesondere darüber, ob sie 
befugt sind, EU-Rückkehrausweise 
auszustellen.

Or. en

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13c – Absatz 1 – Buchstabe d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 d) Umsetzung digitaler Technologien 
und automatisierter Informationssysteme, 
etwa Übermittlung von SMS über 
Telefonnetze, um Unionsbürgern bei der 
Einreise in ein Drittland wesentliche 
Kontaktdaten für konsularischen Schutz 
sowie in Krisensituationen 
Warnmeldungen zur Verfügung zu 
stellen;

Or. en

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16a – Absatz 1 – Buchstabe g (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 g) die Einhaltung der Bestimmungen 
in Artikel 13 Absatz 4 in Bezug auf die 
Registrierung und Benachrichtigung von 
Bürgern, die in Drittländer reisen oder 
sich dort aufhalten, zu gewährleisten;

Or. en
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Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16a – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Bei der Verarbeitung der in 
Absatz 5 genannten personenbezogenen 
Daten sorgen die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten und die Organe und 
Einrichtungen der Union für angemessene 
und spezifische Maßnahmen zur Wahrung 
der Interessen der betroffenen Personen. 
Sie führen auch interne Strategien ein und 
treffen die erforderlichen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen, um den 
unbefugten Zugriff auf diese 
personenbezogenen Daten und deren 
unbefugte Übermittlung zu verhindern.

(6) Bei der Verarbeitung der in 
Absatz 5 genannten personenbezogenen 
Daten sorgen die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten und die Organe und 
Einrichtungen der Union für angemessene 
und spezifische Maßnahmen zur Wahrung 
der Interessen und Rechte der betroffenen 
Personen. Sie führen auch interne 
Strategien ein und treffen die 
erforderlichen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen, um den 
unbefugten Zugriff auf diese 
personenbezogenen Daten und deren 
unbefugte Übermittlung zu verhindern.

Or. en

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16b – Nummer 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

10. In Artikel 19 wird folgender 
Absatz 3 angefügt:

10 In Artikel 19 wird folgender 
Absatz 3 angefügt:

„(3) Frühestens [acht Jahre nach Ablauf 
der Frist für die Umsetzung der 
Änderungsrichtlinie] nimmt die 
Kommission eine Evaluierung dieser 
Richtlinie vor und legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht mit 
den wichtigsten Ergebnissen vor.

„(3) Frühestens [fünf Jahre nach Ablauf 
der Frist für die Umsetzung der 
Änderungsrichtlinie] nimmt die 
Kommission eine Evaluierung dieser 
Richtlinie vor und legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht mit 
den wichtigsten Ergebnissen vor.

Die Mitgliedstaaten stellen der 
Kommission die für die Ausarbeitung 
dieses Berichts erforderlichen 
Informationen zur Verfügung.

Die Mitgliedstaaten stellen der 
Kommission die für die Ausarbeitung 
dieses Berichts erforderlichen 
Informationen zur Verfügung.

Or. en
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